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Siegfried Bergstrom

Deutschlands neue Lander

Das Jahr der Ernuchterung

1989 — das Jahr der politischen Wende, der friedlichen Selbstbefreiung
des Volkes der DDR aus dem Regime der Zentralverwaltungswirtschaft!

1990 — das Jahr des demokratischen Neubeginns in den ehemaligen
DDR-Landern, das Jahr der Erwartungen, der Hoffnungen, ja der Eupho-
rie, vor allem das Jahr der deutschen Vereinigung!

1991 — das Jahr der harten wirtschaftlichen Tatsachen, der strukturellen
Anpassung an die Bedingungen der sozialen Marktwirtschaft, der Neuord-
nung der Lander und Kommunen, aber auch das Jahr der Erniichterung
und Enttauschungen — letztlich das Jahr der Realitaten!

Es hat sich ein in der Weltgeschichte einmaliger Prozess vollzogen — das
hinsichtlich seiner politischen Rahmenbedingungen wie seinen wirtschaft-
lichen und sozialen Dimensionen.

Schon aus dem Riickblick auf 1989/90, unter dem Eindruck des Golf-
krieges, der Ereignisse in der Sowjetunion und der Verschlechterung der
weltwirtschaftlichen Situation, wird deutlich, dass sich die deutsche Einheit
in einem gliicklichen Augenblick vollzogen hat, als das Zeitfenster fiir eine
wahrscheinlich nur kurze Phase dafiir geoffnet war.

Das wechselseitige Zusammenspiel von Staaten und Staatenblocken
ermoglichte diese historische Entwicklung. Die Vereinigung Deutschlands
ware ohne die politischen Ereignisse in Osteuropa und die sowjetische Hal-
tung nicht realisierbar gewesen; ebensowenig ohne die politische Forde-
rung, die wir aus den westeuropaischen Staaten und den USA erfahren
haben. Der erfolgreiche Aufbau der Wirtschaft in den ostlichen Bundeslan-
dern Deutschlands ist nicht allein durch die westlichen Bundeslander und
den Bund zu leisten, er ist vielmehr eine europaische und daruber hinaus-
gehende Aufgabe des Westens, wenn er in seiner Wirkung nach Osteuropa,
insbesondere in die Sowjetunion, ausstrahlen soll.

Der generelle Strukturwandel unserer Gesellschaft ist uberlappt durch
gewaltige geographische und geopolitische Veranderungen, die unmittel-
bar auf die ostdeutschen Bundeslander durchschlagen.

Zu einer realistischen Einschatzung der wirtschaftlichen Entwicklungs-
chancen in diesen Bereichen Deutschlands miissen wir einen Perspektiven-
wechsel vornehmen. Es genugt nicht mehr, nur auf das deutsche Segment
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der europaischen Landkarte zu blicken. Der Golfkrieg und seine globalen
Auswirkungen machen deutlich, dass wir den gesamten Erdball in den
Blick nehmen mussen. Beim Denken in diesen globalen wirtschaftlichen
Zusammenhangen wird sichtbar, dass die Volkswirtschaften nicht nur im
Westen, sondern auch im Osten Europas zusammenriicken mussen, wenn
Europa seine weltpolitische Position erhalten will. Insofern ist die Frage
nach der Wirtschaftsentwicklung in den neuen Bundeslandern nicht nur ein
Problem Sachsens, Sachsen-Anhalts, Thuringens, Brandenburgs und
Mecklenburg-Vorpommerns — wie es gegenwartig aus der Sicht der dorti-
gen Landerparlamente und auf der bundesdeutschen politischen Biihne so
erscheint —, sondern von eminenter europaischer Bedeutung.

Ein lang andauernder Niedergangsprozess in Ostdeutschland hat nega-
tive Wirkungen auf die osteuropaischen Staaten und hemmt ihre Reform-
bewegungen. Ernst zu nehmende Signale sind heute schon erkennbar. In
dieser Sicht sind alle gegenwartigen und kunftigen Ablaufe in den neuen
deutschen Bundeslandern zu beurteilen. Vor der Bundesregierung — wie
auch vor allen deutschen Landerregierungen — steht die enorme Aufgabe,
die Erwartungen, Forderungen und berechtigten Anspruche aller gesell-
schaftlichen Gruppen annahernd zu harmonisieren.

Die Kunst des Regierens wird darin liegen, ein ausgewogenes Verhaltnis
dazu zu finden, was in den nachsten Jahren dringlich, machbar und finan-
zierbar ist, um die ostdeutschen Bundeslander an das Niveau der westdeut-
schen heranzufihren. Die Kardinalaufgabe ist es, den gegenwartig rapiden
wirtschaftlichen Niedergang im Osten Deutschlands nicht nur zu stoppen,
sondern umzukehren.

Natirlich sind die Voraussetzungen dafiir zundchst ungunstig. Die
Umstellung des bisherigen Wirtschaftssystems auf die soziale Marktwirt-
schaft musste Probleme und Schwierigkeiten unvorhersehbaren Ausmas-
ses mit sich bringen. Man stand vor der Frage: Schocktherapie oder lang-
same Reformen?

Ein langer Prozess

Vergegenwartigt man sich, welche Zeitdauer die Umstellung des Wirt-
schaftssystems in anderen Landern Osteuropas erfordert und welchen
qualvollen Weg sie zu beschreiten haben, so ist zweifellos die deutsche Ent-
scheidung einer rigorosen Umstellung der Wirtschaft und der Sicherung
der Unumkehrbarkeit der Marktwirtschaft, trotz aller noch zu losenden
Probleme, richtig.
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Sicher muss man heute realistisch einschatzen, dass der Umstellungs-
prozess in den neuen deutschen Bundeslandern noch etwa 5 bis 10 Jahre
dauern wird. Immer sichtbarer werden die Dimensionen der Umstellungs-
problematik. Umstellung bedeutet in unserem Fall nicht nur die struktu-
relle Anpassung der Wirtschaft, sondern auch die Ubernahme bis dahin
fremden Rechts (seit dem 1. Januar 1991 gilt in allen Bundeslandern das
gleiche deutsche Recht), den Neuaufbau einer Staats- und Gemeindever-
waltung sowie einer Rechtspflege, die den Anforderungen einer freiheitli-
chen Staats- und Gesellschaftsordnung und einer wettbewerbsgesteuerten
Marktwirtschaft gerecht zu werden hat.

Fur die ostdeutschen Bundeslander wirkt daruber hinaus ein weiterer
externer Wirtschaftsfaktor. Die ehemalige Deutsche Demokratische Repu-
blik war ein Staatshandelsland, das im Rahmen des COMECON (Rat fiir
gegenseitige Wirtschaftshilfe) eine autarke Wirtschaftspolitik verfolgte.
Obgleich ihre Wirtschaft mit etwa 10 Prozent ihres Aussenhandels auf dem
Markt der Bundesrepublik Deutschland und mit einem etwa gleich hohen
Anteil auf den Markten der uibrigen westeuropaischen Staaten vertreten
war, war sie nicht in die internationale Arbeitsteilung eingebunden. Mit der
deutschen Vereinigung wurde die Wirtschaft der neuen ostdeutschen Lan-
der infolge der Offnung aller Aussenwirtschaftsgrenzen dem Wettbewerb
nicht nur der westdeutschen Wirtschaft, sondern auch dem Wettbwerb der
Wirtschaft der anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Gemeinschaft
sowie dem Wettbewerb aller anderen westlichen Landern ausgesetzt.

Diejenigen Wirtschaftsbereiche, die ihre Wettbewerbsfahigkeit im
geschlossenen Wirtschaftssystem des COMECON dessen Abschirmung
gegenuber der westlichen Wirtschaftswelt verdankten, mussten als Folge
der Offnung der Handelsschranken und des gleichzeitigen Zusammen-
bruchs des COMECON in abrupte Schwierigkeiten geraten. Das Ausmass
der Umstellungs- und Anpassungsprobleme ist daher erheblich grosser als
urspringlich angenommen.

Dramatischer Riickgang

Die wirtschaftliche Trennlinie zwischen Ost und West verlauft quer
durch Deutschland. Wahrend das Konjunkturbarometer der deutschen
Industrie in den westlichen Bundeslandern in den zuruckliegenden Mona-
ten, trotz oder besser mit dem Eintritt der neuen ostlichen Bundeslander in
das gemeinsame Deutschland, unverandert auf positiv steht, hat sich die
wirtschaftliche Lage in den ostlichen Bundeslandern dramatisch verscharft.
Die westdeutsche Industrie in den alten Bundeslandern hat ihre Produk-
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tion 1990 um 5,3 Prozent gegentiber dem Vorjahr gesteigert, wahrend sie
in den neuen Bundeslandern um mehr als 20 Prozent zuriickgegangen ist.

Die Verlagerung der Wachstumsdynamik in die westlichen Bundeslan-
der hat eine ihrer Ursachen in dem vom Osten ausgelosten Nachfrage-
schub, insbesondere durch den Nachholbedarf im Konsumgiiterbereich.

Typische Verbrauchsgiiterbranchen wie der Nahrungs- und Genussmit-
telbereich erzielte mit 14 Prozent, gefolgt von Investitionsgiiterbranchen
wie dem Maschinen- und Anlagenbau mit 5 Prozent und dem Bauhauptge-
werbe mit 4,2 Prozent, den grossten Zuwachs. Demgegentiber steigt in den
ostlichen Bundeslandern die Anzahl der Firmenzusammenbriche, wichst
die Arbeitslosigkeit und treiben die Lander, Stadte und Gemeinden einem
finanziellen Kollaps entgegen.

Um zu grundlegenden und rasch greifenden Veranderungen zu kom-
men, die sich auch wirtschaftlich und sozial auswirken, sind vor allem die
vier folgenden Aufgaben sofort in Angriff zu nehmen:

1. die Sicherung der Eigentumsrechte uber gesetzliche Regelungen,

2. die Verbesserung und Erneuerung der Infrastruktur,

3. der Aufbau einer funktionstiichtigen Verwaltung sowie Einkommens-
und Steuerregulative und

4. die gesetzliche Klarung und Entscheidung zur Altlastenhaftung.

Sehen wir uns diese Problemkreise naher an:

Zu 1.: In diesem Jahr ware der deutsche Nationalokonom Walter
Eucken (1891—1950), einer der Vater der Theorie der freien Marktwirt-
schaft und der Wettbewerbsordnung, 100 Jahre alt geworden (vgl. Willy
Linders «Blickpunkt», S. 173).

Grund genug, sich an seine Erkenntnisse zu erinnern. Auf der Grund-
lage des Postulats des privaten Eigentums an den Produktionsmitteln und
der freien privatwirtschaftlichen Tatigkeiten werden von ihm die vielfalti-
gen Zusammenhange jedes Wirtschaftslebens analysiert und systematisiert.
Die Freiheit des Marktes ist uberhaupt nur moglich, wenn privates Eigen-
tum gewahrleistet ist und individuelle Motive die Wirtschaft bestimmen.
Diese alten Erkenntnisse sind aber zur Zeit in den neuen deutschen Bun-
deslandern noch keineswegs verwirklicht. Immer mehr erweisen sich die
ungeklarten und ungeregelten Eigentumsverhaltnisse als entscheidendes
Hemmnis jeder Investitionstatigkeit.

Dringliche Privatisierung

Die Privatisierung im Grossen wie im Kleinen duldet keinen weiteren
Aufschub mehr. Dafiir sind durch die Bundesregierung gesetzliche Rege-
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lungen zu schaffen und burokratische Barrieren in den neuen Bundeslan-
dern schnell zu beseitigen. Eine entscheidende Initiative stellt dazu der
Gesetzentwurf der Bundesregierung von Anfang Februar 1991 «zur Besei-
tigung von Hemmnissen bei der Privatisierung von Unternehmen und zur
Forderung von Investitionen» in den neuen Bundeslandern dar. Danach
sollten Investitionen zum Erhalt von Unternehmen und Arbeitsplatze
kunftig auch dann moglich sein, wenn die Eigentumsverhaltnisse noch
nicht endgultig geklart sind. Diese Moglichkeit ist im Gesetz liber die Rege-
lung offener Vermogensfragen aus dem Einigungsvertrag enthalten. Mit
der Ruckgabe von Unternehmen soll deshalb nicht in jedem Fall gewartet
werden, bis die Eigentumsverhaltnisse auch grundbuchmaissig eindeutig
klar sind. Vorgesehen ist vielmehr, dass Anspruchsteller auf der Basis von
Kauf- oder Pachtvertragen in das beanspruchte Unternehmen «vorlaufig
einzuweisen» sind. Kaufpreis oder Pachtzins sind nur zu bezahlen, wenn
sich die Anspriiche spater als unberechtigt herausstellen. Das Geld geht
dann an den rechtmassigen fritheren Eigentumer.

Auch sonstige Interessenten konnen den Zuschlag erhalten, wenn ein
Unternehmen nicht anders zu erhalten ist. Betriebe sollen dabei nur als
Ganzes veraussert werden, um das Herauslosen lukrativer Teile zu verhin-
dern. Bei aller Entscheidungsfreude wird diese Gesetzesvorlage sicher
nicht in dieser Form verabschiedet werden, da auf diese Weise nun wieder
der Willkur von Stadten und Gemeinden Tur und Tor geoffnet wirde. Die
Weisheit der Entscheidung der Gesetzgeber durfte auch hier in der Mitte
liegen.

Mangelnde Investitionen

Das Investitionsgesetz, das bisher nur den Verkauf von ehemals volks-
eigenem Grund und Boden erlaubt, soll so geandert werden, dass auch
langfristige Verpachtung, Teilverkauf und Investitionen darauf moglich
sind.

Festgelegt werden soll mit dem Gesetzespaket von neun Gesetzesande-
rungen bzw. neuen Gesetzen auch, dass sich Anspriiche auf Ruickgabe von
Unternehmen und Vermogen generell gegen den derzeitigen Besitzer, hau-
fig gegen die Treuhandanstalt, nicht aber gegen den Staat richten. Mit die-
sen Gesetzen konnten wesentliche Impulse zu einer erhohten Investitions-
tatigkeit in den neuen Bundeslandern ausgelost, konnten Arbeitsplatze
erhalten und die fatale Abwanderungswelle aufgehalten werden.

Zur Zeit wird von westdeutscher Seite noch zu wenig investiert, werden
die neuen Bundeslander vor allem als gewinnbringender Markt betrachtet.
Der Aufbau im Osten wirkt fast wie ein Konjunkturprogramm fiir den



226 DEUTSCHLANDS NEUE LANDER

Westen. Fur 1991 werden zwar gegenwartig — nach einer Umfrage des
«Bundesverbandes der Deutschen Industrie» — rund 10 Milliarden DM
Direktinvestitionen der westdeutschen Unternehmen in die neuen Bundes-
lander fliessen. Mit dazu notwendigen weiteren peripheren Investitionen
kame man auf etwa 26,5 Milliarden DM. Wird diese sicher zunachst gross
erscheinende Summe mit dem Investitionsvolumen fiir die Alt-Bundeslan-
der von 1990 von etwa 120 Milliarden DM verglichen, so nimmt sie sich
jedoch recht bescheiden aus.

Mehr Investitionen sind notig. Es gilt vor allem, damit auch neue
Arbeitsplatze zu schaffen und die Abwanderung von jungen, kreativen
Menschen aufzuhalten, die uns in wenigen Jahren fehlen werden. 1990
haben immerhin 690 000 Menschen die ostdeutschen Lander in Richtung
Westen verlassen, und auch 1991 wird wieder mit etwa 460 000 jungen
Leuten gerechnet. Nicht die zentripetalen Krafte der Migration der
Arbeitskrafte zum Kapital starken die deutsche Wirtschaft, sondern die
zentrifugalen Krafte der Anziehung des Kapitals zu den Arbeitskraften.

Fragen an die Treuhand

Immer wieder erweist sich die Treuhandanstalt zur Uberfiihrung der
uber 8000 ehemaligen Staatsbetriebe in Privateigentum den ihr iibertrage-
nen Aufgaben nicht gewachsen. So entspricht die Struktur der Treuhand,
trotz einiger Veranderungen, nicht der politischen Struktur der Lander.
Nach wie vor werden zu viele Entscheidungen zentralistisch vorbereitet
und getroffen, anstatt mit den Landern und Kommunen angepasste Wege
zu suchen.

Das gilt auch fir die Vernachlassigung der mittelstandischen Kompo-
nente. Es ist gerade die Sicherung der mittleren Betriebsgrossenstruktur,
die verhindert, dass unsere Wirtschaft wieder in neuen uberdimensionier-
ten Gefuigen erstarrt. Die Treuhandanstalt, gegenwartig in ihrer Besetzung
stark durch die Grossindustrie majorisiert, muss — auch unter Nutzung der
neuen Gesetze — sich starker als bisher um regionale und mittelstandische
Problemlosungen bemuhen.

Die mittelstandische Existenzgriindung und -forderung bleibt ein wichti-
ges Ferment innovativer Volkswirtschaft. Das Ende des Mittelstandes in
den neuen deutschen Bundeslandern wirde zugleich die Zementierung
seines wirtschaftlichen Abstiegs bedeuten.

Das wirkt sich insbesondere auf die Dynamik der Arbeitslosigkkeit in
den ostdeutschen Bundeslandern aus. Immerhin wurden Ende Januar
1991 rund 757 000 Arbeitslose (das entspricht einer Arbeitslosenquote
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von 8,6 Prozent) und 1856 000 Kurzarbeiter, die frither oder spater in die
Arbeitslosigkeit eingehen konnen, gezahlt, wahrend die Arbeitslosenquote
in den westlichen Bundeslandern auf 6,4 Prozent zurtickgegangen ist. Ein
Anstieg auf 3 Millionen Arbeitslose wire damit nicht mehr auszuschlies-
sen.

Hier besteht dringender Handlungsbedarf. Neben den Investitionen in
grosse Unternehmen sind es vor allem die kleinen und mittelstandischen
Betriebe, die bei einer entsprechenden wirtschaftlichen und steuerlichen
Forderung in kurzer Zeit mehr als 1 Million Arbeitsplatze schaffen konn-
ten.

Die gegenwartig laufenden beruflichen Weiterbildungsmassnahmen
betreffen nur rund 35 000 Arbeitnehmer. Dabei sind objektiv gunstige
Investitionsmoglichkeiten gegeben, und das ostliche Deutschland bringt
viel in die deutsche und die europaische Wirtschaftslandschaft ein. Der
geographische Standortvorteil zwischen West- und Osteuropa muss immer
wieder hervorgehoben werden. Das Arbeitskraftepotential ist qualitativ
gut, und die Effizienz der Investitionen kann positiv beurteilt werden. Das
gilt auch fur die Lohnentwicklung der nachsten Jahre. Lohndifferenzierun-
gen im Verhaltnis zu den Produktivitatssteigerungen und glinstigere Unter-
nehmensbesteuerungen wirken sich dabei forderlich aus.

Nicht nur deutsche, sondern auch auslandische Unternehmen fanden,
wenn die Eigentumsfragen in der vorgenannten Weise einer raschen Kla-
rung zugefuhrt werden, gunstige Standortbedingungen und ein freund-
liches Investitionsklima.

Schwache Infrastruktur

Zu 2.: Zur Beschleunigung der wirtschaftlichen Entwicklung in den ost-
deutschen Bundeslandern muss die Infrastrukturerneuerung wesentlich
beitragen. Der schlechte Zustand der Infrastruktur in den neuen Bundes-
landern stellt somit ein weiteres gravierendes Haupthindernis fiir die erfor-
derlichen privaten Investitionen dar. Im Bereich Transport und Telekom-
munikation sind einerseits grosse Locher zu stopfen und liegen anderer-
seits betrachtliche Entwicklungspotentiale. Unkonventionelle Wege privat-
wirtschaftlichen Engagements und politische Phantasie sind erforderlich,
um sie zu erschliessen. Private Investitionen in Verkehrs- und Telekommu-
nikationsprojekte sind ebenso erforderlich, wie die Sicherstellung kommu-
naler Energieversorung und verschiedener Entsorgungsaufgaben mit Hilfe
privater Unternehmen. Benotigt wird eine leistungsfahige, mit Unterneh-
men verbundene Forschungsinfrastruktur. Bildung und Wissenschaft miis-
sen auf das neue Wirtschafts- und Gesellschaftssystem eingestellt werden.
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Sicher erfordern all diese infrastrukturellen Aufgaben einen hohen
Finanzbedarf. Ebenso gewiss ist, dass dieser nicht uber die offentlichen
Hande verfugbar ist.

Ungerechte Verteilung

Allein gegenwartig brauchen die neuen Bundeslander rund 35 bis 50
Milliarden DM fur 1991, um die dringlichsten verwaltungstechnischen und
sozialen Aufgaben der Lander, Stadte und Gemeinden abdecken zu kon-
nen. Fehlende Steuereinnahmen und eine bis jetzt noch ungerechtfertigte
Verteilung der Finanzmittel zugunsten der westlichen und zu Lasten der
ostlichen Bundeslander behindern den Aus- und Aufbau der Infrastruktur
aus staatlichen Haushalten und hemmen damit wiederum die Investoren.
Die Infrastrukturaufgaben sind letztlich nur zu l6sen, wenn die Mobilisie-
rung in- und auslandischen privaten Kapitals gelingt. Die damit verbunde-
nen politisch-rechtlichen Entscheidungen, die zu treffen sind, miissen vor
allem dem Wettbewerb im Infrastrukturbereich forderlich sein und damit
zu einer hoheren wirtschaftlichen Effizienz beitragen. In der Wirtschaft
haben sich die marktwirtschaftlichen Losungen gegentiber staatlichen
Regulierungen als uberlegen erwiesen. Regulierungen sind immer mit
weniger Effizienz und mehr Burokratie verbunden. Deregulierung heisst
deshalb die Devise, die vor allem in den neuen Bundeslandern mit weniger
ordnungspolitischem Aufwand als in den alten praktiziert werden konnte.

Bei grosserer Einbeziehung des privaten Unternehmertums in die
Finanzierung und das Betreiben von Infrastruktur-, besonders von Ver-
kehrsinfrastrukturprojekten, sind einerseits bestehende rechtliche Rah-
menbedingungen zu verandern, andererseits konnen jedoch Gesetze ange-
passt werden, ohne die hoheitlich und verfassungsmassig gesicherten
Rechte und Pflichten des Bundes an private Unternehmen zu iibertragen.
Das «Leasing-Modell» des Bundesverbandes der Deutschen Industrie
sieht u. a. vor, dass der Staat privat geplante, finanzierte und gebaute Stras-
sen anmietet. Ahnliche Beispiele gibt es auch im Bereich der Umweltindu-
strie. In allen Fallen bleibt der Betreiber an die geltenden offentlich-rechtli-
chen Bestimmungen gebunden und kann privates Kapital sinnvoll einset-
zen. Das gilt auch fiir das offentliche Auftragswesen. Marktwirtschaftliche
Reformen mussen schnell dazu beitragen, dass aus den unubersichtlichen
Resten planwirtschaftlicher Strukturen eine kompetente staatliche
Beschaffungsinstitution wird, dass mit der Privatisierung der Wirtschaft
konkurrenzfahige Angebote aus den eigenen Landern kommen sowie
Interessenten aus dem EG- und EFTA-Raum gleichberechtigt die Mog-
lichkeit eingeraumt wird, sich um Investitionen und Realisierungsvorhaben
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in der Verkehrsinfrastruktur, aber auch in anderen Infrastrukturbereichen
und der Bauwirtschaft zu bewerben.

Not der Gemeinden

Zu 3.: Kommunen sind nicht nur elementare Verwaltungsbestandteile
der deutschen Lander, sondern vor allem die Basis fiir wichtige Leistungen
gegenuber der Bevolkerung und der Wirtschaft. Voraussetzung fiir die
Erfullung dieser kommunalen Aufgaben ist das Vorhandensein einer lei-
stungsfahigen institutionellen Infrastruktur.

Hierzu zahlen kommunale Verwaltungen, Wirtschaftsforderungsorgani-
sationen, Raum- und Landesentwicklungsplanungen sowie soziale Ein-
richtungen. Threm schnellen und soliden Aufbau kommt fir die Entwick-
lung in den neuen Bundeslindern eine entscheidende Rolle zu. Dass
infolge ungentigender Finanzbereitstellung gerade fiur die Kommunen
diese Elemente fehlen und dieser Tage in Sachsen etwa 500 Biirgermeister
offentlich auf ihre Not aufmerksam machen und vor dem Landtag demon-
strieren, verdeutlicht das Dilemma.

Gerade auf kommunaler und regionaler Ebene werden schliesslich die
sachlichen Voraussetzungen fiir eine rasche wirtschaftliche Entwicklung
geschaffen. Dabei geht es um die Erschliessung von Industrie- und Gewer-
beflachen, den Auf- und Ausbau von Gewerbezentren, Ausbildungs- und
Fortbildungsstatten. Diese Formen wirtschaftsnaher Infrastruktur sind
bedeutende Faktoren im Standortwettbewerb der Regionen und bedurfen
der Unterstutzung im Rahmen der Regionalforderung.

Allerdings sind diese erforderlichen Aktivitaten nicht das einzige Pro-
blem im Verwaltungsbereich. Dazu gehoren auch die Einfuhrung eines
investitionsfreundlichen Steuersystems in den neuen Bundeslandern sowie
die Beschleunigung und Vereinfachung offentlicher Planungs- und Geneh-
migungsverfahren, so z. B. im Bauwesen. Hier sind Administration und
Gesetzgeber gefordert, um noch in diesem Jahr zu spirbaren und wirk-
samen Veranderungen in den neuen Bundeslandern zu kommen.

Fur unkonventionelle Schritte

Zu 4.: Schliesslich bedarf es zur Losung der Schranken des Wirtschafts-
aufbaus rechtlich eindeutiger Regelungen der Altlastensanierung nach Ver-
ursacherprinzip. Die ungeklarten Haftungsanspriuche bei belasteten
Betriebsgrundstucken, die verkauft werden sollen, erweisen sich als bedeu-
tende Investitionshemmnisse fuir industrielle Investoren. Das gilt vor allem
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auch wieder fiir mittelstandische Unternehmen, bei denen unter diesen
Bedingungen mitunter die drei- bis vierfachen Kosten fir Altlastensanie-
rung gegenuber dem reinen Kaufpreis eines Grundstiickes auftreten kon-
nen.

Insgesamt sind noch viele traditionelle und auch unkonventionelle
Schritte notig, um rasch zum notigen wirtschaftlichen Aufschwung in den
ostlichen Bundeslander Deutschlands zu gelangen. Einer davon ist das
Engagement der Dresdner Bank, uber die Grundung einer «Dresdner
Beteiligungsgesellschaft fiir die deutsche Wirtschaft» zeitweilig die Kapital-
anteile an deutschen Unternehmen zu iibernehmen, deren Privatisierung
auf Schwierigkeiten stosst und deren Sanierung — bei Entlastung der Treu-
handanstalt — professionell zu betreiben, des weiteren in Zusammenarbeit
mit der Treuhandanstalt und dem Bundeswirtschaftsministerium fiir den
Investitionsstandort der neuen deutschen Bundeslander zu werben.

Beim Wirksamwerden dieser und anderer Massnahmen kann sicher die
wirtschaftliche und soziale Talsohle schneller durchschritten und das
Potential zur Geltung gebracht werden, iiber das diese neuen deutschen
Bundeslander verfiigen.




	Deutschlands neue Länder : das Jahr der Ernüchterung

